
 

 Satzung 
 Südzucker AG 

 Fassung 13. Juli 2023 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  



 

 

2 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

§ 1 
Die Gesellschaft führt die Firma "Südzucker AG". Sie hat ihren Sitz in Mannheim. 

§ 2 
Der Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung von Zucker, dessen Ver-
kauf, die Verwertung der sich ergebenden Nebenerzeugnisse und der Betrieb der 
Landwirtschaft. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich auch an anderen Unterneh-
mungen in jeder zulässigen Form zu beteiligen, solche zu erwerben und alle Ge-
schäfte zu unternehmen, welche zur Erreichung oder Förderung des Gesell-
schaftszwecks unmittelbar oder mittelbar als dienlich erscheinen. 

§ 3 
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Die Übermitt-
lung von Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere im Wege der 
Datenfernübertragung ist zulässig. 

 

II. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

§ 4 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 204.183.292,- € (in Worten: zwei-
hundertvier Millionen einhundertdreiundachtzigtausendzweihundertzweiund-
neunzig Euro) und ist eingeteilt in 204.183.292 Stückaktien (Aktien). Es setzt sich 
aus nennwertlosen Stammaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital 
von je 1,00 € zusammen. 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der 
Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf den In-
haber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie ebenfalls auf den Inhaber. 

(3) Die Form der Aktien und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine wird vom 
Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat bestimmt. Es können Sammelur-
kunden ausgegeben werden. Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer 
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Anteile sowie etwaiger Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine ist ausgeschlos-
sen, soweit seine Gewährung nicht nach den Regeln erforderlich ist, die an einer 
Börse gelten, an der die Aktien zugelassen sind. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 13. 
Juli 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inha-
ber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ganz oder in Teil-
beträgen, einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 20.000.000 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2023).  

Bei Aktienausgaben gegen Sacheinlagen ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen zur Ge-
währung von Aktien im Zusammenhang mit (i) Unternehmenszusammenschlüs-
sen, (ii) dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmens-
beteiligungen (einschließlich der Aufstockung bestehender Unternehmensbetei-
ligungen) oder von anderen mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang 
stehenden Wirtschaftsgütern oder (iii) dem Erwerb sonstiger Vermögensgegen-
stände (einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder mit ihr 
verbundene Unternehmen).  

Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären grundsätz-
lich ein Bezugsrecht zu gewähren. Die Aktien können auch von einem oder meh-
reren Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 Akti-
engesetz mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Ge-
sellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsen-
preis von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der end-
gültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Diese 
Ermächtigung gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung die-
ser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals sind Aktien 
anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
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des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden und/oder (ii) zur Bedie-
nung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten aus 
Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechten aus-
gegeben werden bzw. ausgegeben werden können, sofern die vorgenannten 
Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre von der Gesellschaft oder einem mit 
ihr verbundenen Unternehmen ausgegeben werden.  

Der Vorstand ist zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um Inhabern 
von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflich-
ten ausgestatteten Wandel-, Options- oder Gewinnschuldverschreibungen oder 
Genussrechten, die von der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unter-
nehmen ausgegeben  werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-
übung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs-
pflichten zustehen würde.  

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-
beträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen.  

Die vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts sind unab-
hängig voneinander erteilt. 

Weiterhin ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzu-
legen.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Um-
fang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2023 zu än-
dern. 

(5) Das Grundkapital ist um bis zu 15.000.000,00 €, eingeteilt in bis zu 
15.000.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
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pital I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die In-
haber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die 
aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung am 13. Juli 
2023 bis zum 12. Juli 2028 von der Gesellschaft oder einem mit ihr im Sinne der 
§§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar zu mindestens 90 % beteiligt ist, begeben werden, von Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten Gebrauch machen, bzw. Wandlungs- und/oder Opti-
onspflichten genügt wird oder Andienungen von Aktien erfolgen und nicht andere 
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-
rung von bedingten Kapitalerhöhungen festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der je-
weiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals zu ändern. Entsprechendes gilt für 
den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist so-
wie für den Fall der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf sämtli-
cher Wandlungs- und/oder Optionsfristen. 

 

III. VORSTAND 

§ 5 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er 
kann stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

§ 6 
Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 
Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 
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IV. AUFSICHTSRAT 

§ 7 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern. 

(2) Sie werden jeweils für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung ge-
wählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 
Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem sie ihr Amt antreten, 
nicht mitgerechnet. 

(3) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds ge-
wählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mit-
glieds. 

(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer einmo-
natigen Kündigungsfrist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorstand niederlegen. 

§ 8 
(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversamm-
lung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine 
Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In 
dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem 
Vorsitz des an Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds aus seiner Mitte nach 
näherer Bestimmung des § 27 Mitbestimmungsgesetz den Vorsitzenden des Auf-
sichtsrats und einen ersten Stellvertreter. Der Aufsichtsrat wählt in dieser Sitzung 
ferner mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen einen zweiten Stellvertreter 
des Vorsitzenden. 

(2) Scheiden der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein Stellvertreter vorzeitig 
aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl vorzu-
nehmen, sofern sie nicht bereits bei der Wahl des Ausgeschiedenen vorgenom-
men worden war. 

(3) Der erste Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die ge-
setzlichen und satzungsgemäßen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn 
dieser verhindert ist. Der zweite Stellvertreter hat diese Rechte nur, wenn der 
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Vorsitzende und der erste Stellvertreter verhindert sind. Die §§ 29 Abs. 2 Satz 3 
und 31 Abs. 4 Satz 3 Mitbestimmungsgesetz bleiben unberührt. 

§ 9 
(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden einberufen, so oft es das 
Gesetz oder die Geschäfte erfordern. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die Mitglieder unter der zuletzt be-
kannt gegebenen Anschrift schriftlich oder fernschriftlich eingeladen sind und 
mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, 
persönlich oder durch schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teil-
nimmt. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Der Vorsitzende be-
stimmt den Sitzungsablauf und auch die Art der Abstimmung. 

(3) Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher, 
telegrafischer oder fernmündlicher Abstimmung gefasst werden, wenn der Vor-
sitzende des Aufsichtsrats dies anordnet und kein Mitglied des Aufsichtsrats die-
sem Verfahren widerspricht. Dies gilt auch für erneute Abstimmungen gemäß §§ 
29 Abs. 2 Satz 1 und 31 Abs. 4 Satz 1 MitbG. 

(4) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit gefasst, so-
weit nicht im Gesetz andere Mehrheiten zwingend vorgeschrieben sind. Im Falle 
der Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden 
nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 2 und 31 Abs. 4 MitbG; die erneute Abstimmung 
im Sinne dieser Vorschriften kann von jedem Aufsichtsratsmitglied verlangt wer-
den. 

(5) Sind bei einer Beschlussfassung nicht sämtliche Aufsichtsratsmitglieder an-
wesend und lassen die fehlenden Aufsichtsratsmitglieder nicht schriftliche 
Stimmabgaben überreichen, so ist die Beschlussfassung auf Antrag von mindes-
tens zwei anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern zu vertagen. Im Falle einer Ver-
tagung findet die erneute Beschlussfassung, sofern keine besondere Aufsichts-
ratssitzung einberufen wird, in der nächsten turnusmäßigen Sitzung statt. Ein 
nochmaliges Minderheitsverlangen auf Vertagung ist bei der erneuten Beschluss-
fassung nicht zulässig. 
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(6) Nimmt der Aufsichtsratsvorsitzende an der Sitzung teil oder befindet sich ein 
anwesendes Aufsichtsratsmitglied im Besitz seiner schriftlichen Stimmabgabe, so 
findet Abs. 5 keine Anwendung, wenn die gleiche Anzahl von Anteilseigner- und 
Arbeitnehmervertretern persönlich anwesend ist oder durch schriftliche Stimm-
abgabe an der Beschlussfassung teilnimmt oder wenn eine etwaige Ungleichheit 
dadurch aufgehoben wird, dass sich einzelne Aufsichtsratsmitglieder nicht an der 
Beschlussfassung beteiligen. 

(7) An den Sitzungen des Aufsichtsrats können Personen, die weder dem Auf-
sichtsrat noch dem Vorstand angehören, mit Zustimmung des Aufsichtsrats teil-
nehmen. 

§ 10 
(1) Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
zu bestellen. § 27 Abs. 3 MitbG bleibt unberührt. Stellvertreter im Sinne dieser 
Bestimmung ist der erste Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden. Aufgaben, 
Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse bestimmt der Aufsichtsrat. Den Aus-
schüssen können - soweit gesetzlich zulässig - auch Befugnisse des Aufsichtsrats 
übertragen werden. Für Beschlussfassungen in den Ausschüssen gelten § 9 Abs. 
3 und 4, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen; § 9 
Abs. 5 und 6 finden keine Anwendung. 

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden im Na-
men des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden abgegeben. 

§ 11 
Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand, die unter an-
derem gemäß § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG bestimmt, welche Art von Geschäften nur 
mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.  

§ 12 
(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz seiner baren Ausla-
gen und seiner ihm für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden Umsatzsteuer 
eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung von 60.000,- € 
sowie eine variable Vergütung von 500,- € für je angefangene 0,01 € ausgeschüt-
tete Dividende auf die Stammaktie, die 0,50 € übersteigt. Bei der Berechnung der 
Vergütung werden steuerlich begründete Sonderdividenden nicht berücksichtigt.  
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(2) Der Vorsitzende erhält das Dreifache und dessen Stellvertreter das Andert-
halbfache dieser Vergütungen. Sollte aufgrund der Geschäftsordnung des Auf-
sichtsrats ein Präsidium gewählt werden, so erhalten Mitglieder des Präsidiums, 
die dem Aufsichtsrat nicht als Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender 
angehören, ebenfalls das Anderthalbfache dieser Vergütungen. 

(3) Die Beträge nach Absatz 1 erhöhen sich um 50 % für die Mitgliedschaft im 
Prüfungsausschuss des Aufsichtsrats; für den Vorsitz im Prüfungsausschuss be-
trägt der Erhöhungssatz 75 %. Für jede Mitgliedschaft in einem anderen Aus-
schuss des Aufsichtsrats erhöhen sich die Beträge nach Absatz 1 um 25 %; für 
den Vorsitz in einem anderen Ausschuss beträgt der Erhöhungssatz 50 %. Diese 
Erhöhungen setzen voraus, dass der jeweilige Ausschuss im Geschäftsjahr getagt 
hat. Ausgenommen von den in diesem Absatz 3 vorgesehenen Erhöhungen blei-
ben die Mitgliedschaft im Präsidium und im Vermittlungsausschuss. 

(4) Die Gesellschaft stellt dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats einen Dienstwagen 
der Oberklasse zur Verfügung und trägt – auch hinsichtlich seiner privaten Nut-
zung – sämtliche Unterhaltungs- und Betriebskosten. Die Versteuerung des geld-
werten Vorteils der Privatnutzung obliegt dem Aufsichtsratsvorsitzenden. 

(5) Bei unterjährigem Eintritt in den Aufsichtsrat oder einen Ausschuss des Auf-
sichtsrats und bei unterjährigem Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat oder einem 
Ausschuss des Aufsichtsrats wird die Vergütung des eintretenden bzw. ausschei-
denden Aufsichtsrats- oder Ausschussmitglieds zeitanteilig (tagesgenau) ermit-
telt. 

 

V. HAUPTVERSAMMLUNG 

§ 13 
Die Hauptversammlungen finden am Gesellschaftssitz, in Ochsenfurt/Main, in 
Würzburg oder an einem nach § 121 Abs. 5 des Aktiengesetzes zulässigen Ort 
statt. 

§ 14 
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Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich nichts Abweichendes bestimmt ist, 
mindestens 30 Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Die Einberu-
fungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist (vgl. § 15 Abs. 1). 

§ 15 
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung an-
melden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis der 
Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der in der Einberufung mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung (Anmeldefrist) zuge-
hen. In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine kürzere, in Tagen zu 
bemessende Anmeldefrist vorgesehen werden.  

(2) Zum Nachweis der Berechtigung nach Absatz 1 reicht die Vorlage eines Nach-
weises des Anteilsbesitzes in Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c 
Abs. 3 Aktiengesetz aus. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Versammlung zu beziehen. 

(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung 
der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Einzelheiten für die Erteilung dieser 
Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft wer-
den mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch 
eine Erleichterung bestimmt werden kann. § 135 AktG bleibt unberührt. 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptver-
sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten 
teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vor-
stand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der 
Online-Teilnahme zu treffen. Eine etwaige Nutzung des Verfahrens gemäß Satz 1 
sowie die dazu getroffenen Bestimmungen gemäß Satz 2 sind jeweils mit der Ein-
berufung der Hauptversammlung bekannt zu machen. 



 

 

11 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch 
ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektro-
nischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch er-
mächtigt, Bestimmungen zum Verfahren der Briefwahl zu treffen. Eine etwaige 
Nutzung des Verfahrens gemäß Satz 1 sowie die dazu getroffenen Bestimmungen 
gemäß Satz 2 sind jeweils mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
zu machen. 

(6) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Haupt-
versammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung 
gilt für einen Zeitraum von drei Jahren nach Eintragung der Ergänzung von § 15 
durch diesen Absatz 6 in das Handelsregister. Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Verfahren der virtuellen Hauptversammlung zu treffen. Diese 
Bestimmungen sind jeweils mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
zu machen.  

(7) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-
sammlung persönlich teilnehmen. Aufsichtsratsmitglieder können in Abstim-
mung mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden auch im Wege der Bild- und Tonüber-
tragung teilnehmen, wenn sie aus wichtigem Grund an der Teilnahme gehindert 
sind oder die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 
wird. 

§ 16 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
oder ein anderes, dem Aufsichtsrat als Vertreter der Anteilseigner angehörendes 
Aufsichtsratsmitglied. Für den Fall, dass keine dieser Personen den Vorsitz über-
nimmt, wird der Versammlungsleiter unter Leitung des dienstältesten anwesen-
den Vorstandsmitglieds gewählt. 

(2) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht das Gesetz oder 
diese Satzung zwingend etwas anderes bestimmen, mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst. 
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(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der 
Gegenstände der Tagesordnung sowie Form und weitere Einzelheiten der Abstim-
mung. Wird bei Wahlen im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht 
erreicht, so findet eine engere Wahl unter den Personen statt, denen die beiden 
höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die 
höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden zu zie-
hende Los. Bei Wahlen zum Aufsichtsrat ist der Vorsitzende berechtigt, über eine 
von der Verwaltung oder von Aktionären bzw. Aktionärsvertretern vorgelegte 
Liste mit Wahlvorschlägen abstimmen zu lassen. 

(4) Der Vorsitzende ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeit-
lich angemessen zu beschränken; soweit angemessen, ist er insbesondere er-
mächtigt, die Frage- und/oder Redezeit einzelner oder aller Aktionäre zu einzel-
nen oder allen Gegenständen der Hauptversammlung zu Beginn oder während 
des Verlaufs der Hauptversammlung zu beschränken und, sofern dies im Hinblick 
auf eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, 
den Schluss der Debatte anzuordnen.  

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, die teilweise oder vollständige Übertragung der 
Hauptversammlung in Bild und Ton in einer von ihm näher zu bestimmenden 
Weise zuzulassen. 

§ 17 
Jede Stammaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 
VI. JAHRESABSCHLUSS UND GEWINNVERWENDUNG 

§ 18 
Das Geschäftsjahr beginnt am 1. März und endet am Letzten des Februar des 
folgenden Jahres. 

§ 19 
Der Vorstand hat den Jahresabschluss der Gesellschaft und den Konzernab-
schluss sowie den Lagebericht der Gesellschaft und den Konzernlagebericht in 
den ersten drei bzw. fünf Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene Ge-
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schäftsjahr aufzustellen und unverzüglich dem Abschlussprüfer sowie - zusam-
men mit dem Vorschlag, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des 
Bilanzgewinns machen will - dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

§ 20 
Die Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstands und des Auf-
sichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns, die Wahl des Abschlussprüfers 
und gegebenenfalls die Feststellung des Jahresabschlusses beschließt (ordentli-
che Hauptversammlung), wird innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Ge-
schäftsjahres abgehalten. 

§ 21 
(1) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung. 

(2) Bei Ausgabe neuer Aktien kann für diese eine andere Gewinnanteilberechti-
gung festgesetzt werden. 

 

VII. SATZUNGSÄNDERUNGEN 

§ 22 
Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, kann der Aufsichts-
rat vornehmen. 
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